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Die bedeutende Steigerung der Auflage 
unſeres Blattes macht es uns. unmöglich, den 
jetzt beitretenden Abonnenten die früher er— 
ſchienenen Nummern nachzuliefern. 


Die Verantwortlichkeit der Miniſter. 


In allen Staaten, die nach Geſetzen und nicht nach 
Willkür regiert werden 12 5 wird durch die Verfaſſung 
beſtimmt, daß die Miniſter des Königs zur gerichtlichen 
Unterſuchung geingen werden ſollen, wenn ſie die Ge⸗ 
ſetze en an 3, 555 höchſte Geſetz des Landes, 

ie Verfaſſung, verletzt haben. Au, 
i Schon er der Große hat es ausdrücklich 
geſagt, daß er nicht der Herr, ſondern „der erſte 
Diener des Staates“ ſei, und daß er Gehorſam gegen 
die Geſetze von ſeinem Volke nur dann mit gutem Ge⸗ 
wiſſen fordern könne, wenn er ſelbſt mit dem Beiſpiele 
des Gehorſams voranginge, und was ein abſoluter König 
für ſich als Recht hinſtellt, um wie viel mehr muß das 
von den Miniſtern eines konſtitutionellen Staates gelten. 

Der Eid, den unſere Könige beim Antritt ihrer 
Regierung nach Artikel 54 der Verfaſſung zu ſchwören 
haben, legt ihnen, wie das Wort Friedrichs des Großen 
eigt, keine neue Verpflichtung auf. Er beſtätigt nur 
ihre alt hergebrachte Pflicht, nämlich die, „die Ver⸗ 
faffımg des Königreichs feſt und unverbrüchlich zu halten 
und in Uebereinſtimuung mit derſelben und den Ge⸗ 
ſetzen zu regieren.“ 

„Aber die Begründer der Verfaſſung, und namentlich 
König Friedrich Wilhelm IV. ſelbſt, wußten ſehr wohl, 
daß die Weisheit und der gute Wille der Könige nicht 
ausreichen, um das Volk gegen ein verfaſſungs⸗ und 
geſetzwihriges Regiment durchaus ſicher zu ſtellen. Denn 
die Könige können nicht allein regieren; fie müffen viel⸗ 
mehr die Regierung des Landes zum bei weitem größten 
Theil in die Hände ihrer Räthe und Minifter legen. 
Sie können daher über das, was die Verfaſſung und 
die Geſetze gebieten, gar leicht durch unweiſe oder unzu⸗ 
verläſſige Rathgeber getäuſcht werden. Natürlich ſind 


ſie nicht verantwortlich für das, was ſie nicht wiſſen 
und oft nicht wiſſen können, und darum heißt es im 
Artikel 43 der Verfaſſung: „Die Perſon des Königs 
Fa unverletzlich.“ Dagegen lautet Artikel 44: „Die 

iniſter des Königs aus verantwortlich. Alle Re⸗ 
gierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Miniſters, 
welcher dadurch die Verantwortlichkeit über- 
nimmt.” 

Damit beſtimmt die Verfaſſung, daß eine königliche 
Anordnung nur dann zur Ausführung kommen darf, 
wenn ein Miniſter durch ſeine Mitunterſchrift ſich für 
dieſelbe verantwortlich gemacht hat. Der König kann 
unmöglich Alles wiſſen, was die Miniſter von Amts 
wegen wiſſen können und wiſſen müſſen. Wenn 
daher ein Miniſter eine rechtswidrige Verordnung unter⸗ 
ſchreibt, ſo iſt er von Gottes und Rechts wegen dafür 
eben fo verantwortlich, wie für jede rechtswidrige Hand⸗ 
lung, die er auf eigene Hand begangen hat. Es iſt 
nur die Frage, wie vorkommenden Falles bei uns in 
Preußen ein Miniſter wirklich zu gerichtlicher Ver⸗ 
antwortung gezogen werden kann. Und da müſſen wir 
bekennen, daß es bei uns noch an dem nöthigen 
Geſetze fehlt, um die verfaſſungsmäßige Ver⸗ 
antwortlichkeit der Miniſter zur Wahrheit und 
Wirklichkeit zu machen. 

Es giebt nämlich drei Fälle, in welchen theils nach 
den allgemeinen Grundſätzen des Rechtes, theils nach 
den ausdrücklichen Beſtimmungen unſerer Verfaſſung, 
ein Miniſter vor den ordentlichen Gerichtshöfen des 
Landes müßte zur Verantwortung gezogen werden können. 

Erſtens könnte wohl ein Miniſter durch irgend eine 
40 d Jemanden, wenigſtens nach der Meinung 
des Betroffenen, rechtswidrig an feinem Vermögen be- 
ſchädigt haben. Der Beſchädigte kann dann freilich den 
Miniſter bei dem zuſtändigen Gerichte verklagen. Aber 
die Klage wird nach den bei uns gültigen Beſtimmungen 
urückgewieſen, wenn der Gerichtshof für Kompetenz⸗ 
fonfffte erklärt, daß ſie nicht vor die Gerichte gehöre. 

Zweitens könnte ein Miniſter, angeblich oder wirklich, 
durch ſeine Amtshandlungen ſich gegen irgend einen 


Paragraphen des Strafgeſetzbuches vergangen haben. 
Ob er jedoch vor dem betreffenden Gerichtshofe deshalb 
angeklagt wird, das hängt von dem Staatsanwalt und 
deſſen Vorgeſetzten, näm 555 dem Oberſtaatsanwalt und 
dem Juſtizminiſter ab. Wird er aber auch angeklagt, 
fo kann immer noch der Gerichtshof für Kompetenz⸗ 
konflikte dem betreffenden Gerichte die Einleitung oder 
Fortſetzung der Unterſuchung verbieten. Zur 

Der dritte und vornehmſte Fall endlich ift der, 
wenn ein Miniſter beſchuldigt wird, durch allgemeine 
Anordnungen (gleichviel, ob er ſie ſelbſtſtändig erlaſſen 
oder nur gegengezeichnet hat) die Verfaſſung unmittel⸗ 
bar verletzt, und damit nicht nur einzelne Perſonen, 
ſondern das ganze Land beſchädigt oder doch gefährdet 
zu haben. In einem ſolchen Falle fol nach der Ver⸗ 
falfung weder die Staatsanwaltſchaft noch der Gerichtshof 
für Kompetenzkonflikte eine Anklage des Miniſters ver⸗ 
hindern können. Es lautet nämlich der Artikel 61 ſo: 


„Die Miniſter können durch Beſchluß einer 
Kammer wegen des Verbrechens der Verfaſ⸗ 
ſungsverletzung, der Beſtechung und des Ver⸗ 
raths angeklagt werden. — Ueber folche An⸗ 
klage entſcheidet der oberſte Gerichtshof der 
Monarchie in vereinigten Senaten. — Die 
Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfah⸗ 
ren und über die Strafen werden einem be⸗ 
ſonderen Geſetze vorbehalten.“ 

Nach dieſem Artikel der Verfaſſung iſt alſo das Ab⸗ 
geordnetenhaus und eben ſo das Herrenhaus zu einer 
Anklage berechtigt, und das Obertribunal würde ver⸗ 
pflichtet ſein, über dieſelbe zu entſcheiden. Aber leider 
kann das Abgeordnetenhaus von ſeinem Rechte keinen 
Gebrauch machen, weil das Obertribunal noch gar nicht 
im Stande iſt, den Miniſtern gegenüber ſeine richter⸗ 
liche Pflicht zu erfüllen. Denn das ſogenannte Miniſter⸗ 
berantwortlichkeitsgeſetz, d. h. dasjenige Geſetz, welches 
über das Verfahren bei einer Miniſteranklage und über 
die Beſtrafung eines Miniſters beſtimmen ſoll, der die 
in Artikel 61 bezeichneten „Verbrechen“ begangen hat, 
— dieſes Geſetz iſt trotz der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift der Verfaſſung noch immer nicht gegeben 
worden. - 

Unfere Abgeordneten haben keine Schuld, daß dieſe 
Vorſchrift der Verfaſſung nicht erfüllt worden iſt. Noch 
im April 1863 hat das Abgeordnetenhaus Alles later. 
was in feinen Kräften ſtand, um endlich das Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetz zu Stande zu bringen. 

Damals hatten die Miniſter in Folge des wegen der 
Militärfrage ausgebrochenen Konfliktes über ſämmtliche 
Staatsausgaben, d. h., allein für das Jahr 1862, über 
eine Summe von etwa 140 Millionen Thalern ohne 
irgend ein Geſetz, lediglich nach ihrem eigenen 
Ermeſſen verfügt, und ſie räumten vollſtändig ein, 
daß die Verfaſſung ein ſolches Verfahren nicht erlaube; 
aber ſie behaupteten, daß ſie daſſelbe nicht verbiete. 
Dagegen erklärt das Abgeordnetenhaus, daß ein ſolches 
Verbot allerdings in der Verfaſſung enthalten ſei, und 
daß die Miniſter daher durch Leiſtung abgelehnter und 


nicht bewilligter Ausgaben die Verfaſſung verletzt hätten. 
Es erklärte weiter, daß zur Bibel ung des 1 5 
Friedens dieſer Streit nothwendig auf verfaſſungsmäßi⸗ 
gem Wege, und 255 nach Vorſchrift des Artikel 61, 
abe bertribunals entſchieden werden müſſe. 

us dieſem Grunde wurde von der Hun in des 
Abgeordnetenhauſes ein Miniſterverantwortlich eitsgeſetz 
genau na den Beſtimmungen der Verfaſſung ausge⸗ 
arbeitet und von dem Hauſe ſelbſt am 27. April 1868 
mit 249 gegen 6 Stimmen angenommen. Auch meh⸗ 
rere 1 des Miniſteriums ar für daffelbe ge⸗ 
ſtimmt. Aber der Miniſterpräfident von Blemasck 
hatte ſchon vorher erklärt, daß gerade in dieſem Falle 
die Miniſter nicht geſtatten könnten, daß der 
oberſte Gerichtshof des Landes die Frage ent⸗ 
ſcheide: iſt die Verfaſſung verletzt oder nicht? Und doch 
iſt das Obertribunal durch die Verfaſſung dazu berufen, 
daß es gerade in ſolchen Fällen über dieſe Frage ent⸗ 
ſcheide. Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten, 
Herr von Mühler, hatte noch hinzugefügt, die Miniſter 
hätten nicht vor dem „Obertribunale“, ſondern „feiner 
Zeit vor einem höheren Richter“ ſich darüber zu ver⸗ 
antworten, ob fie ihren Eid auf „die e Be⸗ 
obachtung der Verfaſſung“ gehalten hätten oder nicht. 
Die auch von den Miniftern beſchworene preußiſche 
Verfaſſung beſtimmt aber doch, daß die Miniſter gerade 
vor dem Obertribunal ſich verantworten ſollen, wenn 
das Haus der. Abgeordneten eder das Herrenhaus fie 
„wegen des Verbrechens der Verfaſſungsverletzung“ an⸗ 
geklagt hat, und nur die Form, wie dies geſchehen ſoll, 
iſt noch geſetzlich zu beſtimmen. Das Miniſterverant⸗ 
wortlichkeitsgeſetz kam nicht zu Stande, weil die Miniſter 
dem Könige die Genehmigung deſſelben nicht empfohlen 
haben. Die Verantwortlichkeit der Miniſter ſteht alſo 
wohl in der Verfaſſung, doch in der Wirklichkeit 
beſteht ſie nicht. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. In den letzten Tagen waren ſtarke Gerüchte 
über einen Zwieſpalt im Schooße des Miniſteriums verbreitet, 
und dieſe Gerüchte erhalten ſich, trotzdem die Blätter der 
feudalen Partei dieſelben mit Beſtimmtheit in Abrede ſtellen. 
Das Einverſtändniß mit Oeſterreich, welches von gewilfer 
Seite fortwährend als der höchſte Triumpf unſerer Regierun 
geprieſen wird, ſcheint in der neueſten Zeit wieder ſehr gti 
geworden zu fein; Defterreih macht gar feine Miene, die 
preußiſche Anſicht, daß nach erfolgtem Friedensſchluß die 
Bundestruppen Holſtein räumen müſſen, zu der ſeinigen zu 
machen. aan hat Preußen wirklich der öſterreichiſchen 
Regierung das Verlangen, in dem Zollvertrag das Verſprechen 
der künftigen Zolleinigung aufzunehmen, bewilligt. Wie man 
ſieht, hat dieſe Nachgiebigkeit in wirihſchaftlichen Fragen keinen 
Gegendienſt auf politiſchem Gebiete nach ſich gegagen: 

In Magdeburg hat für den Abgeordneten Boigtel, 
welcher fein Mandat niedergelegt hat, eine Nachwahl ſtattge 
funden; es wurde der Kandidat der liberalen Partei, Red. 
J. Hoppe, mit 238 von 283 anweſenden Wahlmännern ge⸗ 
wählt. Die Wahl zeigt erſtens, daß die Theilnahme am öffent⸗ 
lichen Leben keineswegs im Abnehmen iſt, denn es haben nur 
etwa 30 Wahlmänner gefehlt, und zweitens, wie wenig begründet 


die Behauptung ift, daß die Mehrheit der Volkes ihre Anſicht 
geändert habe. Im Gegentheil, das Volk hält nach wie 
vor feſt an dem, was es als recht erkannt hat. 

In Berlin hat das Kammergericht einen Prozeß zweiter 
Inſtanz wegen der Stellvertretungskoſten zu Gunſten des 
flagenden bgeordneten entſchieden. Das Kreisgericht zu 
Münſter hat als erſte Inſtanz in dem Prozeſſe des Abgeord⸗ 
neten Winkelmann gegen den Fiskus wegen der Stellvertretungs⸗ 
koſten, dieſen zur r agel verurtheilt. 


Es liegen in der abgelaufenen Woche wiederum eine ganze 


Reihe von Nichtbeſtätigungen vor. Der zum Deichhauptmann 
gewählte Rittergutsbefiger v. Engelmann iſt nicht beſtätigt 
worden, ein gleiches iſt dem zum Mitgliede der ſtädtiſchen 
Schuldeputation in Gumbinnen gewählten Brauereibeſitzer 
Menz wiederfahren. Ebenſo ſind die in Neu⸗Ruppin zu 
Stadträthen gewählten Herren Kreisthierarzt Höpfner und 
Deſtillateur Meinſtock, ſo wie in Glaz der zum Raths⸗ 
herrn gewählte Apotheker Drenkmann nicht beſtätigt worden. 

n Schleſ ien find vor einiger Zeit mehrere Dorfſchulzen, 
wegen Verbreitung von Flugblättern, auf Disziplinarwege 
von ihrem Amte entſetzt worden. Auf eingelegte Berufung 
hat das Staatsminiſterium das Urtheil beftätigt. 

In der Disziplinarunterſuchung gegen den Abgeordneten 
Tweſten hat die Staatsanwaltſchaft gegen das freiſprechende 
Urtheil Berufung an das Staatsminiſterium eingelegt; gleich ⸗ 
115 iſt demſelben aufgegeben worden, ſeine Stellung als 

itglied des Aufſichtsraths bei der Deutſchen 1 0 afts⸗ 

ank niederzulegen, da eine ſolche Stellung mit dem Richter ⸗ 
amte nicht vereinbar ſei. 

Die Abgeordneten Temme (4. Berliner Wahlbezirk) und 
Matthes (Wahlkreis Arnswalde-Friedeberg) haben ihr 
Mandat niedergelegt. 

Der Abgeordnete Dr. Joh. Jakobi hatte gegen den 
Staatsanwalt von Moers eine Beſchwerde bei dem Juſtiz⸗ 
miniſter eingereicht und darauf die Antwort erhalten, daß er 
nach Form und Inhalt der ſchon vor dem Eingange bei dem 
Miniſter in der Mall beſprochenen Vorſtellung keine Ant⸗ 
wort zu erwarten habe. 


Schleswig⸗Holſtein. Preußen will den Anſprüchen der 
jä I en Fürſten und des Prinzen von Heffen- Homburg 
auf Lauenburg gegenüber, wie es heißt, den Grundſatz 
eltend machen, daß in Ländergebieten, welche durch einen 
riedensſchluß abgetreten find, alle Erbanſprüche, wenn fie 
nicht in dieſem ausdrücklich vorbehalten ſind, erlöſchen. 
Es liegt die Vermuthung nahe, daß man einen gleichen 
Grundſatz auch in Bezug auf e olſtein zur An⸗ 
wendung bringen möchte. Augenblicklich hat Preußen die 
diplomakiſche Vertretung der Herzogthümer gewiſſermaßen 
ſchon in die Hand genommen, indem Herr von Bismark die 
preußiſchen Konſuln angewieſen hat, ſich der Schiffe der 
Herzogthümer ebenſo anzunehmen wie der preußiſchen. 
Jütland iſt bald ganz von den verbündeten Truppen 
geräumt, und die Herzogthümer ſollen nur eine verhältniß⸗ 
mäßig geringe preußiſche Beſatzung erhalten; möglich, daß 
man jetzt endlich an's Werk geht, um eine ſchleswig⸗holſteiniſche 
Armee zu gründen. 
Mecklenburg. Der Landtag iſt zuſammengetreten. Von 
einer Aufhebung der Prügelftrate verlautet noch nichts. 
Naſſau. Die liberale Partei iſt noch immer genöthigt, 
ihre Vorverſammlungen für die bevorſtehenden Landtagswahlen 
auf fremdem Gebiete 10 halten. Bald finden dieſe Ver⸗ 
fammlungen auf preußiſchem, bald auf eee 
Boden ſtatt. Man 985 ſo weit, ſogar die Privatbeſprechungen 
in Bezug auf die Wahlen verhindern zu wollen, und haben 


zu dieſem Zwecke einige Behörden ſelbſt verboten, daß in 
den Wirthshäufern von den Wahlen geſprochen wird. 

Baden. Der Profeſſor Eckhardt, welcher auf der Ge⸗ 
neralverſammlung des Nationalvereins zu Eiſenach die An⸗ 
ſichten der äußerſten Linken vertrat, iſt ſeiner Stellung als 
Bibliothekar an der Bibliothek des Großherzogs enthoben 
worden. Die Stellung war keine ſtaatliche, ſondern eine 
rein private im Dienſte des Großherzogs. Wie wir hören, 
ſoll übrigens für Herrn Profeſſor Eckhardt eine andere Stellung 
in Baden in Ausſicht genommen ſein. 

Oeſterreich. Das dem Reichsrath vorgelegte Staats⸗ 
haushaltsgeſetz für 1865 zeigt ein Defizit von 30 Millionen 
Gulden (20 Millionen Thaler), doch ſtellt fi daſſelbe in 
Wahrheit viel höher, da unter den Einnahmen gegen 20 
Millionen Gulden als Erlös für verkaufte Staatsdomänen 
und Bergwerke angeſetzt find. Auf dieſe Weiſe kann man aller⸗ 
dings das Defizit ganz beliebig klein erſcheinen laſſen, aber 
nur ſo lange, als man noch Domänen und Bergwerke zu 
verkaufen hal. Iſt dieſe Hülfsquelle auch verſiecht, dann 
dürfte der Staatsbankerott mit ſcharfen Schlägen an die 
Pforten des Kaiſerſtaates pochen. 

Der Aufftand in Venetien ſcheint immer größere Dimen⸗ 

ſionen anzunehmen, wenigſtens werden die Truppen dort fort⸗ 
während vermehrt und immer neue Diſtrikte in Belagerungs⸗ 
zuſtand erklärt. Man ſpricht von den Bemühungen Oeſter⸗ 
reichs, eine Garantie des deutſchen Bundes für Venetien 
zu erlangen, doch hoffen wir, daß ein ſolches Beſtreben an 
dem Widerſtande Preußens ſcheitern wird. 
„Italien. Die Deputirtenkammer hat den Geſetzentwurf 
über die Verlegung der A mit 317 gegen 70 Stim⸗ 
men angenommen. Dadurch hat dieſelbe zugleich den Sep⸗ 
tember⸗Vertrag mit Frankreich im Prinzip gebilligt und da⸗ 
mit die Entwicklung des Königreichs in die ruhige Bahn 
gelenkt, welche dieſer Vertrag vorſchreibt. In zwei Jahren 
werden die letzten franzöſiſchen Truppen Rom verlaſſen, und 
es wird ſich dann zeigen, ob der Papft im Stande iſt, felbſt⸗ 
ſtändig dem Andrängen ſeiner a zu widerſtehen. 

Amerika. Die am 8. d. M. vollzogene Präſidentenwahl 
hat das glänzendſte Reſultat geliefert. Präſident Abraham 
Lincoln iſt mit überwiegender Mehrheit wiedergewählt 
worden, und die Nord⸗Amerikaner haben dadurch das Zeugniß 
abgelegt, daß es ihnen ernſt iſt mit dem idealen Zwecke 
des mörderiſchen Kampfes, nämlich mit der vollſtändigen 
Ausrottung der Sklaverei auf dem Gebiete der Union. 


Wer hat die Grundſteuer und Häuſerſteuer bewilligt? 
Man ſchreibt uns aus der Provinz Brandenburg: Auf 
dem Lande trifft die feudale Partei ſchon Vorbereitungen zum 
Wahlkampf. Den Bauern ſagt man: „daß die Grundſteuer 
nun bald in Kraft treten würde. Da ſollten ſie ſehen, 
was ſie zu bezahlen haben würden, und das hätten 
ſie ſich ſelbſt zuzuſchreiben, indem ſie ſolche Männer 
gewa lk, die fich zu olchen Geſetzen hinreißen ließen, 
welche dem armen Bauern die paar Thaler aus der 
Taſche lockten, die er ſich mit feinen zehn Fingern 
fo mühſam erworben habe. Sie, die Bauern, wären 
nun fo viel vor der jedesmaligen Wahl gewarnt, 
e eben; 
ie hätten nicht gehört, und nun müßten fie die 
chwere Steuer tragen. Es werde bald wieder eine 
ahl kommen, da ſollten ſie ſolche Männer wählen, 
welche das Vertrauen der Regierung beſäßen, dann 
würde ſich Manches wieder gut machen lajjen.”*) 


*) Wir ſind unſerem gern Korreſpondenten ſehr dankbar 
für ſeine Zuſchrift. Möchte doch ſein Beiſpiel auch andere geehrte 


Wir wien ſehr wohl, daß es im Lande eine Partei giebt, 
welcher die Juſammenſetzung der Mehrheit des jetzigen Ab⸗ 
geordnetenhauſes aus lauter ſelbſtſtändigen Männern, die 
nach ihrer gewiſſenhaft erwogenen Ueberzeugung handeln und 
ſtimmen, ein Gräul und ein Dorn im Auge iſt. Dieſe 
Herren möchten gern, daß die zweite Kammer wieder fo 
werde, wie ſie zur Zeit des Miner un Manteuffel⸗Weſt⸗ 
halen war. Damals gehörte der Miniſter des Innern von 

eſtphalen der Kammer als Mitglied an. Kam es nun zur 
Abſtimmung, ſo richteten ſich die vielen 8 und ande⸗ 
ren Verwaltungsbeamten, welche damals die Mehrzahl der 
Kammer bildeten, ganz nach ihm. Stand er auf, erhoben 
ſie ſich wie ein Mann, blieb er ſitzen, ſo rührte ſich keiner 
von ihnen. Das gefiel den Feudalen und ſie ſeufzen ſehr 
nach der Wiederkehr jener Zeit. In den gegenwärtigen 
Miniſtern glauben ſie zwar ganz die Männer ihrer Farbe 
zu erkennen, aber das Abgeordnetenhaus will gar nicht ſo 
wie früher ſich allein nach den Wünſchen der Miniſter richten, 
und das ift ihnen ſehr verdrießlich. Da bringen fie denn 
allerlei Lügen auf und hoffen das Volk dadurch zu bethören. 
Die oben angeführte Verleumdung der Fortſchrittspartei iſt 
aber doch ein wenig gar zu plump. . 

Das Geſetz über die anderweite Vertheilung der Grund⸗ 
ſteuer und das Geſetz über die Einführung einer Häuſerſteuer 
ſind bekanntlich im Jahre 1861 vom Landtage genehmigt 
worden. Damals beſtand die Fortſchrittspartei noch gar 
nicht, ſie wurde vielmehr erſt gebildet, weil das 
Volk mit der Haltung des Abgeordnetenhauſes 
von 1861 unzufrieden war und diejenigen Mit⸗ 

lieder der jetzigen Fortſchrittspartei, welche je 

itgliederjener Kammer waren, wie z. B. v. Hoverbek 
Senff, Häbeler, Krieger ⸗Goldap, v. Forkenbeck, 
Waldeck, Taddel u. ſ. w. haben gerade gegen dieſe Ge⸗ 
ſetze geſtimmt, wie dies el Seite 144 der bei 
Decker erſchienenen ſtenographiſchen Berichte von 
1861 ausdrücklich zu leſen iſt. 

Wir glauben uns daher berechtigt zu erklären: daß Wa 
Geſetze niemals die Zuſtimmung des gegenwärtigen Ab. 
geordnetenhauſes erhalten haben würden. Der Streit 
deſſelben mit der Regierung iſt ja allein deshalb entſtanden, 
weil das Abgeordnetenhaus die Laſten der von der Regierung 
eingeführten Veränderungen in der Einrichtung des Heeres 
für zu groß und unerſchwinglich für das Volk hält und 
deshalb die dazu nöthigen Summen nicht bewilligen will. 

Wie daher rückſichtlich der Steuern „Manches ſich wieder 
gut machen laſſen würde“ wenn das Volk Männer wählte, 
„die das Vertrauen der Regierung beſäßen“, können wir 
unſrerſeits nicht begreifen. Die jetzigen Abgeordneten haben 
„das Vertrauen der Regierung“ doch nur deshalb nicht, 
weil ſie nicht ſo viel Millionen gewähren, als die Regierung 
verlangt. Dieſe Millionen laſſen ſich aber doch nicht aus 
der Erde ſtampfen. Bewilligt dieſelben ein anders als 
jetzt zuſammengeſetztes en fo müſſen fie 
eben durch Steuern vom Volke aufgebracht werden. Cs 
würden alſo, wenn die Feubalen ihr Ziel erreichen und bei 
der nächſten Wahl den Sieg über die Fortſchrittspartei davon⸗ 
trügen, rückſichtli der Steuern Manches ſchlechter werden. 

Wir denken die Zeiten der Manteuffel⸗Weſtphalen ſchen 
Regierung ſind noch nicht fern genug, um aus dem Gedächtniß 


arteimitglieder veranlaffen, uns über die Vorkommniſſe in den 
Prrvinen Nachricht zu geben. Eine derartige Wechſelbeziehung 
wiſchen uns und unſeren Leſern wird es uns möglich machen, 
em von uns erſtrebten Ziele näher zu kommen. 


unſeres Volkes ausgelöſcht zu fein. Iſt es doch erſt vie 
Jahre her, daß man dieſes Regiment im ee 
unter dem Jubel des ganzen Landes, als das „nunmehr 
glücklich beſeitigte“ bezeichnete. Die Macht dieſer Regie 
rung beruhte darin, daß fie die Mehrheit des damaligen Ab⸗ 
eordnetenhauſes auf ihrer Seite hatte. Die egenwärtige 

egierung, deren wichtigſte Mitglieder, der Minifterpräftbenn 
der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter, Schüler 
und Amtsgenoſſen jener Miniſter waren, entbehrt dieſer 
mal e Stütze. Wir denken, das Volk wird es ſich drei⸗ 
mal ü lasten ob es ihr biejelbe in die Hand geben ſoll. 
Am wenigſten aber wird es ſich durch ſolche, handgreiflich 
als Verdrehungen der Wahrheit zu erweiſende Ausſtreuungen, 
wie ſie uns unſer Korreſpondent meldet, bewegen laſſen, die 
Fortſchrittspartei zu verleugnen. 


Die künftige Staatsſchuld der Herzogthümer. 

„Die 1 0 und offiziöſen Federn können nicht genu, 
Rühmens über die Bedingungen des Friedens mit Dänema 
machen. Wir können in dies Lob nicht einſtimmen. Daß 
die A wen von Dänemark getrennt würden, verſtand 
ſich nach den Erfolgen unſerer Truppen von ſelbſt; den 
Soldaten und nicht den Diplomaten haben ſie daher 
ihre Freiheit zu verdanken. Die Diplomatie hatte nun 
dafür zu ſorgen, daß die bean rack ſtaatliche Exiſtenz der 
Herzogthümer von vorn herein nicht durch zu ſchwere Lei⸗ 
Kann bedroht werden. Dies ift in keiner Weiſe geſchehen. 

Nach dem Friedensvertrage haben die Herzogkhümer Schles⸗ 

wig⸗Holſtein⸗Lauenburg von der däniſchen Staatsſchuld 29 
Millionen Tylr. däniſch oder 21% Millionen preußiſch und 
außerdem die von Preußen und Oeſterreich aufgewendeten 
Kriegskoſten zu tragen. Aus dem öſterreichiſchen Budget für 
1865 wiſſen wir, daß der von dieſem Staat beanſpruchte 
Erſatz 18 Millionen fl., oder 12 Millionen Thlr. beträgt. 
Da nun Preußen faſt dreimal fo viel Truppen im Felde 
ehabt und außerdem unverhältnißmäßig viel mehr des 
8 theueren Artilleriematerials verwendet hat, fo werden ſich 
feine Ausgaben für dieſen 15015 auf mindeftens 24 Millionen 
Thlr. belaufen. Die Herzogthümer würden alſo zu zahlen 
haben: an Dänemark 21¾ Millionen, an Preußen und 
Oeſterreich 36 Millionen. Hierzu kommen noch die Koſten 
für die Bundesexekution mit einigen Millionen und die Ent⸗ 
ſchädigung der entlaſſenen däniſchen Beamten. Die Staats⸗ 
ſchuld, mit welcher die dend deb ihr ſelbſtſtändiges Staats⸗ 
leben zu beginnen hätten, beträgt ſonach in runder Summe 
mindeſteng 60 Millionen Thaler. Da ſie nun zuſammen eine 
Million Einwohner haben, ſo würden ſie zu den verſchuldetſten 
Staaten Europas gehören. — Das Königreſch Italien iſt 
gegenwärtig bekannker Maßen in großer 1 und ſeine 
Schuldenlast wird allgemein für bedrohlich groß gehalten. 
Nichts deſto weniger it fie, im Verhältniß, aher einer 
als diejenige, mit der die Herzogthümer anfangen ſollen ſelbſt⸗ 
ſtändig Ba Italien hat 22 Millionen Einwohner 
und 1025 Millionen Thlr. Schulden. Um im gleichen Ver⸗ 
hältniß, wie die Herzo 1 8 verſchuldet zu fein, müßte feine 
Staatsſchuld 1320 Millionen Thlr. betragen. — Preußen, 
das mehr als 18 mal ſo viel Einwohner wie die Hug 
thümer hat, ift nur mit 266 Millionen Schulden belaſtet. 

ollte es in gleichem Matze, wie fie verſchuldet ſein, jo würde 
es 1080 Millionen Thlr. Schulden haben, was zu verhindern 
wir, und gewiß alle Preußen, beſtrebt ſein werden. 

Wo find alfo, fragen wir, die ausgezeichneten Leiſtungen 

unſerer Diplomaten bei diefem Friedensſchluß zu ſuchen? 
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